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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Verordnung zur Ausführung des Neichsgeſetzes vom 1. Juli 1883, betreffend Abänderung der 
Gewerbeordnung, S. 7. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die 
Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ze., S. 10. 


(Nr. 8969.) Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 1. Juli 1883, betreffend 
Abänderung der Gewerbeordnung. Vom 31. Dezember 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 1. Juli 1883, betreffend Ab⸗ 
änderung der Gewerbeordnung (Reichs-Geſetzbl. S. 159) auf Grund des $. 121 
des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs: und 
Verwaltungsgerichtsbehörden (Geſetz-Samml. S. 237), was folgt: 


8. 1. 

Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß beſchließt 

a) über die Extheilung der Erlaubniß an diejenigen, welche gewerbsmäßig 
in ihren Wirthſchafts⸗ oder ſonſtigen Räumen Singſpiele, Geſangs— 
und deklamatoriſche Vorträge, Schauſtellungen von Perſonen oder 
theatraliſche Vorſtellungen, ohne daß ein höheres Intereſſe der Kunſt 
oder Wiſſenſchaft dabei obwaltet, öffentlich veranſtalten oder zu deren 
öffentlicher Veranſtaltung ihre Räume benutzen laſſen wollen (§. 33a 
der Reichs⸗Gewerbeordnung) , 

b) über Anträge auf Ertheilung der Erlaubniß, innerhalb des Gemeinde: 
bezirks des Wohnſitzes oder der gewerblichen Niederlaſſung den im 
F. 42b Abſ. 1 der Reichs⸗Gewerbeordnung bezeichneten Gewerbebetrieb 
auszuüben, ſoweit es dazu der Erlaubniß bedarf. 

Wird die Erlaubniß verſagt, ſo ſteht dem Antragſteller innerhalb zwei 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren 
vor dem Kreis-(Stadt⸗) Ausſchuſſe zu. 
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Ausgegeben zu Berlin den 22. Januar 1884. 


Be 
Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt endgültig. 
In den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr als 10 000 Ein⸗ 


wohnern tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Magiſtrat (kollegialiſche Ge- 
meindevorſtand). 


$. 2. 
Gegen Verfügungen der unteren Verwaltungsbehörden, durch welche Reichs⸗ 
angehörigen 
a) eine Gewerbelegitimationskarte ($. 44a Abſ. 6 a. a. O.) verſagt, 


b) eine Gewerbelegitimationskarte oder eine Legitimationskarte zum Auf⸗ 
ſuchen von Waarenbeſtellungen oder zum Aufkaufen von Waaren 
(F. 44a Abſ. 1 a. a. O.) durch Zurücknahme entzogen 


worden iſt, findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe 
ſtatt, gegen deſſen Endurtheile nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig iſt. 


6. 3. 


Der Bezirksausſchuß, im Stadtkreis Berlin der Polizeipräſident, beſchließt 
über Anträge auf Genehmigung des im $. 56 Abſ. 4 a. a. O. vorgeſehenen 
Druckſchriftenverzeichniſſes. 

Gegen den verſagenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes findet der Antrag 
auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren, gegen den verſagenden 
Beſchluß des Polizeipräſidenten die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe innerhalb zwei 
Wochen ſtatt. 

Gegen die Endurtheile des Bezirksausſchuſſes iſt nur das Rechtsmittel der 
Reviſion zuläſſig. 


$. 4. 
Der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen und in den zu einem Landkreiſe ge 
hörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß, entſcheidet 
auf Klage der Ortspolizeibehörde 


a) über die Zurücknahme der Erlaubniß zu dem im F. 33a der Reichs⸗ 
Gewerbeordnung bezeichneten Gewerbebetrieb und über die Unterſagung 
deſſelben, 


bh) über die Zurücknahme der Exlaubniß, innerhalb des Gemeindebezirks 
des Wohnorts oder der gewerblichen Niederlaſſung den im $. 42 b Abſ. 1 
a. a. O. bezeichneten Gewerbebetrieb auszuüben, 


e) über die Unterſagung des im $. 42 b Abſ. 1 a. a. O. bezeichneten Ge 
werbebetriebes mit den im $. 59 Ziffer 1 und 2 aufgeführten Ex; 
zeugniſſen und Waaren, falls eine ſolche Unterſagung nach $. 42 b 
Abſ. 3 zugelaſſen worden iſt, 


ie Ta 


d) über die Unterſagung des Gewerbebetriebes ſolcher Pfandleiher, welche 
den Gewerbebetrieb vor dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 23. Juli 
1879 begonnen haben ($. 53 Abſ. 3 der Reichs⸗Gewerbeordnung), 


e) über die Unterſagung des ohne Wandergewerbeſchein zuläffigen Gewerbe⸗ 
betriebes im Umherziehen (a. a. O. $. 59a). 


§. 5 
Der Bezirksausſchuß entſcheidet auf Klage der Ortspolizeibehörde über die 
Zurücknahme des Wandergewerbeſcheins ($. 58 a. a. O.), der Ausdehnung deſſelben 
(F. 60 Abſ. 3 a. a. O.) und der Erlaubniß, bei dem Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen andere Perſonen von Ort zu Ort mitzuführen, in den Fällen des $. 62 
Abſ. 2 a. a. O. 
$. 6. 
Dieſe Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Geſetz vom 30. Juli 1883 
über die allgemeine Landesverwaltung (Geſetz-Samml. S. 195) in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 31. Dezember 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter für Handel 
und Gewerbe: 


v. Puttkamer. v. Boetticher. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Oktober 1883, betreffend die Erhöhung des 
Grundkapitals der Aachen-Jülicher Eiſenbahngeſellſchaft auf 6 600 000 Mark, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen, Jahrgang 1884 
Nr. 1 S. 1, ausgegeben den 3. Januar 1884; 


2) die Allerhöchſte Konzeſſions-Urkunde vom 30. Oktober 1883, betreffend den 
Bau und Betrieb von Eiſenbahnen 1) von Gleiwitz nach Orzeſche, 2) von 
Bojanowo nach Guhrau und 3) von Trachenberg nach Herrnſtadt durch 
die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 51 S. 359/360, ausgegeben 
den 21. Dezember 1883, 

der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 51 S. 389/390, ausgegeben 
den 18. Dezember 1883, 

der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 52 S. 379/380, ausgegeben 
den 28. Dezember 1883, 


3) das Allerhöchſte Privilegium vom 31. Oktober 1883 wegen Emiſſion von 
Prioritäts-Obligationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zum Be— 
trage von 14 000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Breslau Nr. 51 S. 360 bis 363, ausgegeben den 21. Dezember 1883, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 7. November 1883, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den gemeinſamen Kreisausſchuß des Stadt- und 
des Landkreiſes Bielefeld für die zum Umbau und zur Verbreiterung der 
durch das Dorf Brackwede führenden Strecke der Kreischauſſee Brackwede. 
Friedrichsdorf erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Minden Nr. 48 S. 199, ausgegeben den 1. Dezember 1883; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 28. November 1883, betreffend die Anwen⸗ 
dung der dem Chauſſeegeld-Tarif vom 29. Februar 1840 angehängten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe 
Brieg neu erbaute Chauſſee von Löwen über Clauſenberg bis zur Grenze 
des Kreiſes Falkenberg in der Richtung auf Schurgaſt, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 51 S. 365, ausgegeben den 
21. Dezember 1883. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
F ; 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


